
325

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1961 Ausgegeben am 1. Feber 1961 6. Stück

2 2 . Verordnung: Abänderung der Bangseuchen-Verordnung.
2 3 . Kundmachung: Beitritt von Honduras und Obervolta zur Konvention der Meteorologischen Weltorganisation.
2 4 . Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Währungsabkommens und der Zusatzprotokolle Nr. 2 und

Nr. 3 durch weitere Staaten.
2 5 . Kundmachung : Geltungsbereich der Satzung der Weltgesundheitsorganisation.
2 6 . Zollabkommen über die zur Ausbesserung von EUROP-Wagen verwendeten Ersatzteile.
2 7 . Abänderungen der Satzung der Weltgesundheitsorganisation.

2 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 29. De-
zember 1960, mit der die Bangseuchen-Ver-

ordnung abgeändert wird.

Auf Grund des Bangseuchen-Gesetzes, BGBl.
Nr . 147/1957, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr . 115/1960, wird verordnet, und zwar,
soweit § 3 der Bangseuchen-Verordnung, BGBl.
Nr. 280/1957, abgeändert wird, im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für soziale
Verwaltung:

Die Bangseuchen-Verordnung wird abgeändert
wie folgt:

1. Die §§ 1 bis 4 haben zu lauten:

„§ 1. B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n .

(1) Eine Blutuntersuchung im Sinne dieser Ver-
ordnung ist die serologische Untersuchung des
Blutes.

(2) Eine Milchuntersuchung im Sinne dieser
Verordnung ist die serologische Untersuchung
der Milch.

(3) Die Abortus-Bang-Ringprobe (ABR.) im
Sinne dieser Verordnung ist jene Abart der
serologischen Milchuntersuchung, bei der die
positive Reaktion durch Aufrahmung der ge-
färbten Testbakterien sichtbar gemacht wird.

(4) Eine Viertelgemelksprobe im Sinne dieser
Verordnung ist eine Milchuntersuchung, bei der
die Milch von jedem Euterviertel einer Kuh ge-
sondert genommen und untersucht wird.

(5) Eine Milchrahmkultur im Sinne dieser
Verordnung ist eine bakteriologische Untersu-
chung, bei der das Vorhandensein von Bang-
bakterien im Kulturverfahren unter Verwen-
dung des Rahmes der zu untersuchenden Milch
festgestellt wird.

(6) Eine bakteriologische Untersuchung im
Sinne dieser Verordnung ist die mikroskopische

Prüfung gefärbter Ausstrichpräparate von Or-
ganteilen oder Ausscheidungen sowie die Unter-
suchung derselben mit Hilfe des Kulturverfah-
rens oder des Tierversuches.

(7) Bluttiter im Sinne dieser Verordnung ist
jene Verdünnung des Blutserums, bei der die
in einer Menge von 0 03 v. H. in der Verdün-
nungsflüssigkeit aufgeschwemmten Bangbakte-
rien noch verklumpen (agglutinieren). Beim
Milchtiter t r i t t an Stelle der Verdünnung des
Blutserums die der Milch oder der Labmolke.
Die Verdünnungsstufe wird mit dem Nenner
des Bruches, der das Mengenverhältnis des Se-
rums zur Bakterienaufschwemmung angibt
(1/12'5, 1/25, 1/50 usw.), bezeichnet (12'5, 25,
50 usw.).

§ 2. U n t e r s u c h u n g s e r g e b n i s s e .

(1) B a n g p o s i t i v (bangverseucht) im Sinne
dieser Verordnung ist ein Rind, bei dem durch
bakteriologische Untersuchung Bangseuchener-
reger nachgewiesen wurden oder bei dem das
Ergebnis der serologischen Blut- oder Milchun-
tersuchung in Verbindung mit der Seuchenlage
des Bestandes auf das Vorhandensein von Bang-
seuchenerregern hinweist.

(2) B a n g v e r d ä c h t i g im Sinne dieser Ver-
ordnung ist ein Rind, bei dem eine Infektion mit
dem Bangseuchenerreger zwar nicht nachgewiesen
werden kann, bei dem aber klinische Symptome
oder das Ergebnis einer serologischen Blut- oder
Milchuntersuchung in Verbindung mit der Seu-
chenlage des Bestandes eine Infektion des Tieres
mit dem Erreger der Bangseuche befürchten las-
sen, so daß zur Klärung des Befundes die Unter-
suchung wiederholt werden muß.

(3) B a n g n e g a t i v im Sinne dieser Verord-
nung ist ein Rind, das weder als bangpositiv
noch als bangverdächtig befunden wurde.

(4) Unter S e u c h e n l a g e eines Bestandes
im Sinne dieser Verordnung ist die Gesamtheit
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aller Umstände zu verstehen, die für die Beur-
teilung der Infektionsmöglichkeiten des Bestandes
maßgebend sind, wie Lage des Bestandes inner-
halb des Bekämpfungsgebietes, Weideverhält-
nisse, Änderungen im Bestand durch Einstellen
oder Abgeben von Rindern , Blut- oder Milch-
titer bei sämtlichen Untersuchungspflichtigen Tie-
ren des Bestandes, vorherige Untersuchungser-
gebnisse im Bestand und in den Beständen, mi t
denen Berührungsmöglichkeiten gegeben sind,
Stadium der Seuchenbekämpfung im Bekämp-
fungsgebiet.

§ 3. F e s t s t e l l u n g s v e r f a h r e n u n d
S c h u t z m a ß n a h m e n i m B e k ä m p -

f u n g s g e b i e t .

(Zu § 3 des Bangseuchen-Gesetzes.)

(1) Alle Rinder des Bekämpfungsgebietes in
einem Alter von mindestens einem Jahr sind
der Blutuntersuchung zu unterziehen (Erstun-
tersuchung). In Beständen, in denen das Ergeb-
nis der Erstuntersuchung negativ ist, ist die Blut-
untersuchung frühestens nach Ablauf von sechs
Monaten zu wiederholen (Zweituntersuchung).

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde ist jederzeit
berechtigt, im Bekämpfungsgebiet die Entnahme
von Blut- oder Milchproben anzuordnen, wenn
dies zur Feststellung des Gesundheitszustandes
eines Rindes oder zur Erforschung der Seuchen-
lage erforderlich erscheint. Die Wiederholung der
Untersuchung v o n Blutproben eines Reagenten
ist jedoch nur mi t Bewilligung des Landeshaupt-
mannes zulässig.

(3) In Beständen, die in das Bekämpfungsver-
fahren einbezogen worden sind, darf der Tier-
halter vom Zei tpunkte der Probeentnahme an
Rinder in einem Alter von über einem Jahr nur
mit Bewilligung der Bezirksverwaltungsbehörde
abgeben. Diese Abgabebeschränkung gilt

a) für Bestände, in denen kein bangverdäch-
tiges Rind vorhanden ist,
1. wenn nu r bangnegative Rinder festge-

stellt wurden : bis zur Bekanntgabe des
Untersuchungsergebnisses an den Tier-
halter,

2. wenn Bangreagenten oder Bangreagen-
ten und bangnegative Rinder festge-
stellt wurden : bis zur Lochung der Bang-
reagenten;

b) für Bestände, in denen bangverdächtige
Rinder festgestellt wurden, ohne Rück-
sicht auf die sonstige Seuchenlage des Be-
standes: bis zur Klärung des Seuchenzu-
standes bei sämtlichen bangverdächtigen
Rindern ; jedoch dürfen Bangreagenten
nach der Lochung und bangverdächtige
Rinder, deren Abgabe im Sinne des § 4
Abs. 1 zweiter Satz des Bangseuchen-Ge-
setzes angeordnet wurde, abgegeben wer-
den.

(4) Die Bewilligung im Sinne des Abs. 3 ist
zu erteilen, wenn durch das Inverkehrbr ingen
der Rinder eine Ausbreitung der Seuche nicht
zu erwarten ist. In der Bewilligung sind Aufla-
gen, die die Einhaltung dieser Bedingungen
sicherstellen, vorzuschreiben. Werden in Bestän-
den mi t nu r bangverdächtigen Rindern diese
ohne vorherige Klärung des Seuchenzustandes
abgegeben, so sind die übrigen Rinder des Be-
standes im Sinne des § 4 Abs. 5 nachzuunter-
suchen.

(5) In Bestände mit negativem Ergebnis der
Erstuntersuchung dürfen von dem Zei tpunkt an,
in welchem dem Tierhal ter das Untersuchungs-
ergebnis mitgeteilt wurde, nu r Rinder aus bang-
freien Beständen eingestellt werden.

(6) In bangverseuchten Beständen hat der Tier-
halter

a) die Bangreagenten, soweit entsprechende
Räume zur Verfügimg stehen, von den
übrigen ansteckungsfähigen Haustieren zu
trennen und

b) die Stallungen u n d Standplätze sowie deren
Einrichtungen nach jeder Abgabe von Rea-
genten sowie nach Gebur ten und Fehlge-
bur ten, mindestens aber jährlich zweimal,
zu desinfizieren.

§ 4. S a n i e r u n g d e r b a n g v e r s e u c h t e n
B e s t ä n d e im B e k ä m p f u n g s g e b i e t .

(Zu § 4 des Bangseuchen-Gesetzes.)

(1) Für die Abgabe der Reagenten gelten fol-
gende Fristen:

a) Drei Wochen (Ausscheiderabgabe) für Aus-
scheider ab dem Zeitpunkte der Zustellung
des Ausmerzbescheides;

b) drei Monate (kurzfristige Abgabe) für Be-
stände mit

1. nur einem Bangreagenten,

2. mehreren Bangreagenten oder mit einem
oder mehreren Bangreagenten und bang-
verdächtigen Rindern, wenn die Zahl der
Bangreagenten oder der Bangreagenten
und bangverdächtigen Rinder — Bruch-
teile nicht gerechnet — höchstens 20 v. H.
der ansteckungsfähigen Rinder beträgt,

3. Bangreagenten und bangverdächtigen
Rindern, ohne Rücksicht auf das Verhält-
nis ihrer Anzahl zur Gesamtzahl der
Rinder des Bestandes, wenn die Abgabe
der bangverdächtigen Rinder von der Be-
zirksverwaltungsbehörde im Sinne des
§ 4 Abs. 1 zweiter Satz des Bangseuchen-
Gesetzes angeordnet wurde;

c) ein Jahr (langfristige Abgabe) für alle
übrigen Fälle. Liegt in den Fällen lit. b
der Tag, an dem der Ausmerzbescheid dem
Tierhalter zugestellt wurde, in der ersten
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Hälfte des Monates, so beginnt die Frist
mit dem 15. dieses Monates, liegt er in der
zweiten Hälfte des Monates, mit dem
Ersten des nächstfolgenden Monates zu
laufen.

(2) Für Einkuhbetriebe sowie für Betriebe mit
zwei Kühen, die als Zugtiere benützt werden
oder der Milchversorgung des Betriebes dienen,
hat die Bezirksverwaltungsbehörde auf Antrag
des Tierhalters an Stelle einer dreimonatigen
Frist im Sinne des Abs. 1 eine längere Frist,
jedoch höchstens bis zu einem Jahr, zu bewilligen,
wenn seuchenpolizeiliche Bedenken dagegen nicht
bestehen und die planmäßige Seuchentilgung in
einem Bekämpfungsgebiet dadurch nicht ver-
zögert wird.

(3) Wenn in einem Gebiet dem Abschluß des
Tilgungsverfahrens nur mehr eine geringe Anzahl
verseuchter Bestände entgegensteht, können unter
tunlichster Vermeidung wirtschaftlicher Här ten
für diese Bestände kürzere Fristen, als in den
Abs. 1 und 2 bestimmt, vorgeschrieben oder
solchen Beständen bereits vorgeschriebene Fristen
neu bemessen und herabgesetzt werden. Diese
Fristen haben jedoch bei Ausscheidern mindestens
zwei Wochen und bei anderen Rindern min-
destens vier Wochen zu betragen.

(4) In bangverseuchte Betriebe dürfen Rinder,
ausgenommen Ochsen, bis zum Zeitpunkte der
Abgabe des letzten Reagenten überhaupt nicht,
nach diesem Zeitpunkte nur Rinder aus bang-
freien Beständen eingestellt werden.

(5) Bei einer Nachuntersuchung im Sinne des
§ 4 Abs. 4 des Bangseuchen-Gesetzes sind sämt-
liche zurückgebliebenen ansteckungsfähigen Rin-
der des Bestandes einer Blutuntersuchung zu
unterziehen. Zeigt diese ein negatives Ergebnis,
so ist sie zu wiederholen; die erste Untersuchung
ist frühestens drei Wochen nach der Entfernung
des letzten Bangreagenten, die zweite frühestens
nach Ablauf von sechs Monaten nach der ersten
durchzuführen. Wurde ein Rind nach Abgabe
des letzten Bangreagenten entgegen der Bestim-
mung des Abs. 4 eingestellt, so ist dieses Rind
nachträglich zu untersuchen; die zweite Unter -
suchung darf frühestens nach Ablauf von sechs
Monaten nach dieser Untersuchung durchgeführt
werden. Die erste Untersuchung kann für ein
Kalb aus eigener Aufzucht, das in der Zeit zwi-
schen der Entfernung des letzten Bangreagenten
und der zweiten Untersuchung das Alter von
einem Jahr erreicht, sowie für ein bangfreies
Rind, das innerhalb desselben Zeitraumes ein-
gestellt wurde, entfallen.

(c) Werden anläßlich der ersten oder zweiten
Untersuchung oder sonst in dem Zeitraum zwi-
schen der ersten und zweiten Untersuchung Bang-
reagenten festgestellt, so sind diese nach den Be-
stimmungen der Abs. 1 bis 3 abzugeben, ebenso
auch bangverdächtige Rinder, wenn deren Ab-

gabe angeordnet wurde; die restlichen Rinder
sind neuerlich nachzuuntersuchen (Abs. 5). Dieses
Verfahren ist solange zu wiederholen, bis die
Nachuntersuchung ein negatives Ergebnis liefert."

2. § 7 wird abgeändert wie folgt:

a) Der Titel hat zu lauten:

„§ 7. P e r i o d i s c h e U n t e r s u c h u n g ;
b a n g f r e i e B e s t ä n d e .

(Zu § 7 des Bangseuchen-Gesetzes.)"

b) Dem Abs. 3 werden folgende Abs. 4 bis 6
angefügt:

„(4) Lautet in einem bangfreien Bestand
eine serologische Untersuchung auch nur bei
einem Rind auf Bangverdacht, so hat die
Bezirksverwaltungsbehörde durch Bescheid
auszusprechen, daß die Anerkennung der
Bangfreiheit des Bestandes bis zur Behebung
des Verdachtes ruht .

(5) Im Falle des Ruhens der Anerkennung
unterliegt der Bestand bis zur Klärung der
Seuchenlage folgenden Beschränkungen:

a) die bangverdächtigen Rinder sind von
sonstigen Rindern abzusondern; ihre
Abgabe ist verboten;

b) der Auftrieb von Rindern aus dem Be-
stand auf Gemeinschaftsweiden sowie
auf Viehmärkte und ähnliches (§§ 16
und 17 des Bangseuchen-Gesetzes) ist
verboten.

(6) Der Landeshauptmann kann auf An-
trag des Tierhalters zur Vermeidung wirt-
schaftlicher Här ten für bangfreie Rinder
Ausnahmen von den im Abs. 5 lit. a und b
vorgesehenen Beschränkungen zulassen,
wenn durch das Inverkehrbringen der Rin-
der eine Ausbreitung der Seuche nicht zu
erwarten ist."

3. § 8 hat zu lauten:

„§ 8. B e s c h e i n i g u n g e n .

(Zu § 10 des Bangseuchen-Gesetzes.)

Die Bescheinigungen sind in grüner. Farbe sowie
in Form und Wort laut gemäß den Anlagen 2
bis 4 auszustellen."

4. § 9 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Ist nach dem Ergebnis des Untersuchungs-
befundes das Rind nicht bangpositiv, so ist die
Blutprobe nach Ablauf von zwei Wochen nach
dem Verwerfen zu wiederholen. Ergibt auch diese
Untersuchung einen nicht bangpositiven Befund,
so ist die Blutprobe nach Ablauf von zwei
Wochen nach der Untersuchung abermals zu
wiederholen."

Hartmann
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23. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 29. Dezember 1960 über den Beitritt
von Honduras und Obervolta zur Konven-
tion der Meteorologischen Weltorganisation.

Nach Mitteilung der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika sind Honduras und Ober-
volta der Konvention der Meteorologischen
Weltorganisation, BGBl. Nr. 64/1958, beige-
treten.

Raab

24. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 5. Jänner 1961, betreffend die Ratifika-
tion des Europäischen Währungsabkommens
und der Zusatzprotokolle Nr. 2 und Nr. 3

durch weitere Staaten.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Organisation für Europäische Wirtschaftliche
Zusammenarbeit haben Portugal und das Ver-
einigte Königreich von Großbritannien und
Nordirland das Europäische Währungsabkommen
und das Zusatzprotokoll Nr. 2 zur Abänderung

des Europäischen Währungsabkommens vom
5. August 1955, BGBl. Nr. 75/1960, und das
Vereinigte Königreich von Großbritannien und
Nordirland außerdem das Zusatzprotokoll Nr. 3
zur Abänderung des Europäischen Währungs-
abkommens vom 5. August 1955 und des Proto-
kolls über dessen vorläufige Anwendung vom
5. August 1955, BGBl. Nr. 142/1960, ratifiziert.

Raab

2 5 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 11. Jänner 1961 über den Geltungs-
bereich der Satzung der Weltgesundheits-

organisation.

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere
Staaten die Satzung der Weltgesundheitsorgani-
sation, BGBl. Nr. 96/1949, angenommen:

Dahomey, Elfenbeinküste, Kamerun, Kongo
(Brazzaville), Kuweit, Mali, Niger, Obervolta,
Senegal, Togo, Zentralafrikanische Republik.

Raab

26.

Nachdem das am 20. Feber 1958 in Genf unterzeichnete Zollabkommen über die zur Aus-
besserung von EUROP-Wagen verwendeten Ersatzteile, welches also lautet:

(Übersetzung.)

ZOLLABKOMMEN ÜBER DIE ZUR
AUSBESSERUNG VON EUROP-WAGEN

VERWENDETEN ERSATZTEILE

DIE VERTRAGSPARTEIEN

IN DEM WUNSCHE, die Verwendung von
EUROP-Wagen im Verkehr zwischen den Eisen-
bahnverwaltungen zu erleichtern, die diese
Wagen gemeinschaftlich benutzen,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Kapitel I

ALLGEMEINES

Artikel 1

Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Begriff

a) „Eingangsabgaben" die Zölle sowie alle aus
Anlaß der Einfuhr zu erhebenden Abgaben;

b) „EUROP-Wagen" diejenigen Wagen, die
nach den zu diesem Zweck von den be-
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teiligten Eisenbahnverwaltungen verein-
barten Bestimmungen gemeinschaftlich be-
nutzt werden;

c) „Eigentumsverwaltung" diejenige Eisen-
bahnverwaltung, der die in Betracht kom-
menden Wagen gehören oder — soweit es
sich um Wagen handelt, die der Euro-
päischen Gesellschaft zur Finanzierung
von Eisenbahnmaterial (EUROFIMA) ge-
hören — der die Wagen auf Grund eines
Mietkaufes oder auf ähnliche Weise zur
Verfügung gestellt worden sind;

d) „Benutzende Verwaltung" jede andere an
der gemeinschaftlichen Benutzung der
EUROP-Wagen teilnehmende Eisenbahn-
verwaltung, auf deren Netz sich die be-
treffenden Wagen befinden.

Artikel 2

Eine benutzende Verwaltung darf Ersatzteile
aus ihren Beständen in EUROP-Wagen einbauen
unter der Bedingung, daß

a) für diese Ersatzteile im Lande dieser Ver-
waltung die inneren Abgaben und ge-
gebenenfalls die Eingangsabgaben entrichtet
worden sind;

b) der Einbau weder die Rückerstattung von
Abgaben noch die volle oder teilweise Ge-
währung sonstiger für die Ausfuhr etwa
vorgesehener Begünstigungen zur Folge hat.

Artikel 3

EUROP-Wagen, die von einer benutzenden
Verwaltung unter Verwendung von Ersatzteilen
aus ihren Beständen ausgebessert worden sind,
unterliegen beim Grenzübergang weder irgend-
welchen Formalitäten noch irgendwelchen Ab-
gaben, sofern die Kosten der Ersatzteile und ihres
Einbaues von der genannten benutzenden Ver-
waltung getragen werden.

Artikel 4

(1) Verwendet eine benutzende Verwaltung zur
Ausbesserung von EUROP-Wagen Ersatzteile
aus den Beständen der Eigentumsverwaltungen,
so werden diese Ersatzteile zur vorübergehenden
Einfuhr in das Land der benutzenden Ver-
waltung ohne Erhebung von Eingangsabgaben
zugelassen unter der Voraussetzung, daß

a) für diese Ersatzteile die inneren Abgaben
und gegebenenfalls die Eingangsabgaben im
Lande der Eigentumsverwaltung entrichtet
worden sind;

b) die Versendung dieser Ersatzteile an die
benutzende Verwaltung weder die Rück-
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erstattung von Abgaben noch die volle
oder teilweise Gewährung sonstiger für die
Ausfuhr etwa vorgesehener Begünstigungen
zur Folge gehabt hat.

(2) Das dabei anzuwendende Verfahren wird
durch die Zollbehörden des Landes der be-
nutzenden Verwaltung nach Fühlungnahme mit
dieser Verwaltung geregelt.

Kapitel II

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 5

(1) Die Mitgliedsländer der Wirtschaftskom-
mission für Europa sowie die nach Absatz 8 des
der Kommission erteilten Auftrages in beratender
Eigenschaft zu der Kommission zugelassenen
Länder können Vertragsparteien dieses Ab-
kommens werden

a) durch Unterzeichnung;

b) durch Ratifikation, nachdem sie das Ab-
kommen unter Vorbehalt der Ratifikation
unterzeichnet haben;

c) durch Beitritt.

(2) Das Abkommen liegt bis einschließlich
20. Februar 1958 zur Unterzeichnung auf. Nach
diesem Tage steht es zum Beitritt offen.

(3) Die Ratifikation oder der Beitritt erfolgt
durch Hinterlegung einer Urkunde beim General-
sekretär der Vereinten Nationen.

Artikel 6

(1) Dieses Abkommen tri t t am 1. Jänner des
Jahres in Kraft, das auf das Jahr folgt, in dem
alle in Artikel 5 Abs. 1 bezeichneten Länder,
deren Eisenbahnverwaltungen gemeinschaftlich
EUROP-Wagen vor dem Zeitpunkt benutzen,
von dem ab dieses Abkommen zur Unter-
zeichnung aufliegt, es ohne Vorbehalt der Rati-
fikation unterzeichnet oder ihre Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde hinterlegt haben.

(2) Für jedes Land, das dem Abkommen nach
dem in Absatz 1 vorgesehenen Zeitpunkt bei-
tritt, t r i t t es mit dem dreißigsten Tage nach der
Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde in Kraft.

Artikel 7

(1) Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen
durch Notifizierung an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen kündigen.

(2) Die Kündigung wird sechs Monate nach
dem Eingang der Notifizierung beim General-
sekretär wirksam.
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Artikel 8

Dieses Abkommen tritt außer Kraft, wenn zu
irgendeinem Zeitpunkt nach seinem Inkrafttreten
die Zahl der Vertragsparteien während zwölf
aufeinanderfolgender Monate weniger als drei
beträgt.

Artikel 9

(1) Jede Meinungsverschiedenheit zwischen zwei
oder mehreren Vertragsparteien über die Aus-
legung oder Anwendung dieses Abkommens
wird, soweit möglich, durch Verhandlungen
zwischen den beteiligten Parteien beigelegt.

(2) Jede Meinungsverschiedenheit, die nicht
durch Verhandlungen beigelegt werden kann,
wird einem Schiedsspruch unterworfen, wenn
eine der am Streitfall beteiligten Vertragsparteien
es verlangt; sie wird deshalb einem Schiedsrichter
oder mehreren Schiedsrichtern, die durch Über-
e inkommen zwischen den am Streitfall beteiligten
Parteien zu wählen sind, zur Entscheidung über-
tragen. Können sich die am Streitfall beteiligten
Parteien binnen drei Monaten nach dem Antrag
auf schiedsgerichtliche Entscheidung über die
Wahl eines Schiedsrichters oder der Schiedsrichter
nicht einigen, so kann jede dieser Parteien den
Generalsekretär der Vereinten Nat ionen er-
suchen, einen einzigen Schiedsrichter zu er-
nennen, dem der Streitfall zur Entscheidung
übertragen wird.

(3) Die Entscheidung des oder der nach Ab-
satz 2 ernannten Schiedsrichter(s) ist für die be-
teiligten Vertragsparteien bindend.

Artikel 10

Vorbehalte zu diesem A b k o m m e n sind nicht
zulässig.

Artikel 11

(1) Jede Vertragspartei kann Änderungen dieses
Abkommens vorschlagen. Der Wor t lau t jedes
Änderungsvorschlages wird dem Generalsekretär
der Vereinten Nat ionen übermit tel t , der ihn an
alle Vertragsparteien weiterleitet und die anderen
in Artikel 5 Absatz 1 bezeichneten Länder unter-
richtet.

(2) Jeder nach Absatz 1 übermit tel te Än-
derungsvorschlag gilt als angenommen, wenn
keine Vertragspartei binnen sechs Monaten nach
Übermit t lung des Änderungsvorschlages durch
den Generalsekretär Einwendungen erhebt.

(3) Der Generalsekretär notifiziert so bald wie
möglich allen Vertragsparteien, ob gegen den
Änderungsvorschlag eine Einwendung erhoben
worden ist. Ist gegen den Änderungsvorschlag
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eine Einwendung erhoben worden, so gilt die
Änderung als nicht angenommen und bleibt ohne
jede Wirkung. Wird keine Einwendung erhoben,
so tritt die Änderung drei Monate nach Ablauf
der in Absatz 2 festgelegten Frist von sechs
Monaten für alle Vertragsparteien in Kraft.

Artikel 12

Außer den in Artikel 11 vorgesehenen Mit-
teilungen notifiziert der Generalsekretär der
Vereinten Nationen den in Artikel 5 Absatz 1
bezeichneten Ländern

a) die Unterzeichnungen, Ratifikationen und
Beitritte nach Artikel 5;

b) die Zeitpunkte, zu denen dieses Abkom-
men nach Artikel 6 in Kraft tritt;

c) die Kündigungen nach Artikel 7;
d) das Außerkrafttreten dieses Abkommens

nach Artikel 8;
e) das Inkrafttreten jeder Änderung nach

Artikel 11.

Artikel 13

Nach dem 20. Februar 1958 wird die Urschrift
dieses Abkommens beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt, der allen in
Artikel 5 Absatz 1 bezeichneten Ländern be-
glaubigte Abschriften übersendet.

ZU URKUND DESSEN haben die dazu ge-
hörig Bevollmächtigten dieses Abkommen unter-
zeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, am fünfzehnten
Jänner 1958, in einer einzigen Ausfertigung in
französischer Sprache.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Verkehr
und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegen-
gezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 29. Jänner 1959.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:

Kamitz

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Waldbrunner

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Dem vorstehenden Zollabkommen, das gemäß seinem Artikel 6 am 1. Jänner 1961 in Kraft
getreten ist, gehören folgende weitere Staaten an: Belgien, Dänemark, Bundesrepublik Deutschland,
Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande und die Schweiz. Die Schweiz hat anläßlich der
Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde erklärt, daß das vorstehende Zollabkommen für die
Dauer der Zollunion des Fürstentums Liechtenstein mit der Schweiz auch für dieses Geltung habe.

Raab
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27.
Der Bundespräsident erklärt die von der 12. Weltgesundheitsversammlung am 28. Mai 1959 in

Genf beschlossenen Abänderungen der Artikel 24 und 25 der Satzung der Weltgesundheits-
organisation, welche also lauten:

(Übersetzung)

Die Zwölfte Weltgesundheitsversammlung
hat den Vorschlag der Regierung des Ver-

einigten Königreiches von Großbritannien und
Nordirland, betreffend die Erhöhung der Zahl
der Personen, die in den Exekutivrat entsendet
werden, beraten,

den Text der Abänderungen der Artikel 24
und 25 der Satzung, der den Mitgliedstaaten vom
Generaldirektor am 3. November 1958 über-
mittelt worden ist, geprüft,

festgestellt, daß den Bestimmungen des Arti-
kels 73 der Satzung, wonach Vorschläge, betref-
fend Abänderungen der Satzungen, an die Mit-
glieder spätestens sechs Monate vor ihrer Bera-
tung zu übermitteln sind, vollkommen ent-
sprochen worden ist,

1. BESCHLIESST die in der Anlage dieser
Resolution, welche einen integrierenden Bestand-
teil derselben- bildet, enthaltenen Abänderungen
der Satzung, deren chinesischer, englischer, fran-
zösischer, russischer und spanischer "Wortlaut in
gleicher Weise authentisch ist.

2. BESCHLIESST, daß zwei Ausfertigungen
dieser Resolution durch die Unterschriften des
Präsidenten der Zwölften Weltgesundheitsver-
sammlung und des Generaldirektors der Welt-
gesundheitsorganisation beglaubigt werden sollen,
von denen eine Ausfertigung an den General-
sekretär der Vereinten Nationen, den Verwahrer
der Satzung, übermittelt und die andere Aus-
fertigung im Archiv der Weltgesundheitsorgani-
sation aufbewahrt werden soll.

3. BESCHLIESST FERNER, daß die Annahme
der Änderungen der Satzung, die Gegenstand
dieser Resolution ist, in Übereinstimmung mit
Artikel 73 der Satzung durch Hinterlegung einer
formellen Urkunde beim Generalsekretariat der
Vereinten Nationen erfolgen soll.

ZU URKUND DESSEN haben wir unter-
fertigt.

Geschehen zu Genf, am 28. Mai 1959, in zwei
Ausfertigungen.

Der Präsident der 12. Weltgesundheits-
versammlung

(gez.) John A. Charles

Generaldirektor der Weltgesundheits-
organisation

(gez.) M. G. Candau
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Anlage B
Im Artikel 24 ist das Wort „achtzehn" durch

das Wort „vierundzwanzig" zu ersetzen.
Der Artikel 25 ist zu streichen und durch fol-

gende Fassung zu ersetzen:
„Diese Mitglieder werden für drei Jahre ge-

wählt und können wiedergewählt werden; dabei
ist vorgesehen, daß von den zwölf Mitgliedern,
die in der ersten Sitzung der Gesundheitsver-
sammlung, welche nach Inkrafttreten der Abän-
derung der Satzung, betreffend die Erhöhung der
Sitze des Exekutivrates von achtzehn auf vier-
undzwanzig, stattfindet, gewählt werden, die
Amtsdauer von zwei Mitgliedern ein Jahr und
die Amtsdauer von weiteren zwei Mitgliedern
zwei Jahre zu betragen hat, wobei das Los ent-
scheidet."

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der in
diesen Beschlüssen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 21. März 1960.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Proksch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die vorstehenden Abänderungen sind gemäß Artikel 73 der Satzung der Weltgesundheits-
organisation am 25. Oktober 1960 in Kraft getreten.

Raab
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